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3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Freiburg vom 13.
Dezember 2001 abgeÃ¤ndert. Die Klage wird in vollem Umfang abgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind in beiden RechtszÃ¼gen nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Streitig ist die GewÃ¤hrung von Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit fÃ¼r die Zeit
vom 1.5.1999 bis 30.4.2002.

Der 1948 geborene KlÃ¤ger hat 1966 eine Ausbildung als Tankwart abgeschlossen.
BerufstÃ¤tig war er als Tankwart, danach als Fahrer und ab 1989 als
MaschinenfÃ¼hrer, wobei es sich nach Auskunft des Arbeitgebers um eine
ungelernte TÃ¤tigkeiten handelte. Der KlÃ¤ger ist seit 1998 im Besitz eines
Schwerbehindertenausweises mit einem Grad der Behinderung (GdB) von 50.

Der KlÃ¤ger musste sich im Februar 1998 und im MÃ¤rz 1999 Operationen an der
HalswirbelsÃ¤ule unterziehen. Aus einem Heilverfahren vom 29.3. bis 3.5.1999 in
der B. Klinik Bad K. wurde der KlÃ¤ger mit den Diagnosen Zustand nach
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Halsbandscheibenoperation Februar 98 und MÃ¤rz 99, degeneratives
Vertebralsyndrom und mit der Leistungsbeurteilung, er kÃ¶nne noch leichte bis
mittelschwere Arbeiten in wechselnder Haltung vollschichtigen verrichten,
entlassen.

Am 4.5.1999 beantragte der KlÃ¤ger die GewÃ¤hrung von Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit bzw. BerufsunfÃ¤higkeit. Die Beklagte lehnte diesen Antrag,
gestÃ¼tzt auf den Heilverfahren-Entlassungsbericht, mit Bescheid vom 29.6.1999
ab. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne mit dem noch vorhandenen LeistungsvermÃ¶gen auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt vollschichtig Arbeiten ausfÃ¼hren. Damit sei er weder
erwerbs- noch berufsunfÃ¤hig. Der Widerspruch des KlÃ¤gers wurde nach Einholung
von Befundberichten der behandelnden Ã�rzte Dr. B. und Dr. P. und nach
Auswertung durch Dr. H. ("keine neuen Erkenntnisse") durch Widerspruchsbescheid
vom 15.12.1999 zurÃ¼ckgewiesen.

Dagegen hat der KlÃ¤ger am 14.1.2000 beim Sozialgericht Freiburg (SG) Klage
erhoben. Das SG hat die behandelnden Ã�rzte des KlÃ¤gers, nÃ¤mlich den
OrthopÃ¤den Dr. B., den Nervenarzt Dr. B. und den Neurochirurgen Prof. Dr. Z. als
sachverstÃ¤ndige Zeugen gehÃ¶rt. Es hat sodann von dem OrthopÃ¤den Dr. S. das
SachverstÃ¤ndigengutachten vom 8.1.2001 und von dem Facharzt fÃ¼r Neurologie
und Psychiatrie Dr. G. das SachverstÃ¤ndigengutachten vom 27.3.2001 eingeholt.
Dr. S. hat einen Zustand nach HalswirbelsÃ¤uleoperationen sowie degenerative
BandscheibenverÃ¤nderungen im Segment C 6/C 7 diagnostiziert, ferner eine
WirbelsÃ¤ulefehlhaltung mit HohlrundrÃ¼cken, linkskonvexer lumbaler
Torsionsskoliose sowie degenerativen BandscheibenverÃ¤nderungen, insbesondere
bei L 3/L 4, eine Coxa vara mit tiefeingestellten HÃ¼ftkÃ¶pfen ohne wesentliche
degenerative VerÃ¤nderungen der HÃ¼ftgelenke, schlieÃ�lich ein mÃ¤Ã�iges
Supraspinatussehnensyndrom bei radiologisch unauffÃ¤lligem,
altersentsprechendem Schultergelenksbefund rechts und subjektiv empfundene,
nicht eindeutig zuordenbare Schmerzen unter dem linken Schulterblatt. Der KlÃ¤ger
kÃ¶nne damit noch leichte Arbeiten ohne schweres Heben und Tragen, in
wechselnder, Ã¼berwiegend sitzender KÃ¶rperhaltung, nicht auf Leitern und
GerÃ¼sten, ohne Ã�berkopfarbeiten und nicht an laufenden Maschinen, ohne
Akkord- und FlieÃ�bandarbeit, ohne Arbeiten in KÃ¤lte, NÃ¤sse, im Freien, ohne
Einwirkung von WÃ¤rme, Staub, Gasen und DÃ¤mpfen verrichten, diese jedoch
vollschichtig. Dr. G. hat in seinem Gutachten eine leichte bis mÃ¤Ã�iggradige
Parese und MuskelverschmÃ¤chtigung der proximalen Oberarmmuskulatur rechts
mit leichtem sensiblem Defizit bei Zustand nach Wurzelkompression C 4 bis C 6
rechts und zweimaliger HalswirbelsÃ¤ulenoperation diagnostiziert. Das
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers hat er qualitativ und quantitativ gleich
eingeschÃ¤tzt wie Dr. S â�¦ Das SG hat noch eine sachverstÃ¤ndige
Zeugenauskunft von Prof. Dr. M. vom InterdisziplinÃ¤ren Schmerzzentrum am
UniversitÃ¤tsklinikum Freiburg eingeholt. In dieser Auskunft vom 13.9.2001 ist Prof.
Dr. M. "unter WÃ¼rdigung aller aktuellen klinischen und neuroradiologischen
Befunden mit schmerzhaften EinschrÃ¤nkungen der Kopf- und HalswirbelsÃ¤ule
sowie mÃ¤Ã�iggradiger Parese und Muskelatrophie der proximalen
Oberarmmuskulatur rechts und weiteren athropathtisch bedingten Schmerzen auf
der linken Seite" zu der EinschÃ¤tzung gelangt, der KlÃ¤ger kÃ¶nne nur noch
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leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten in wechselnder Haltung und ohne schweres Heben
und Tragen halbschichtig verrichten. Die Beklagte hat dazu eine sozialmedizinische
Stellungnahme von Dr. S. vom 23.11.2001 vorgelegt.

Durch Urteil vom 13.12.2001 hat das SG die Beklagte unter AbÃ¤nderung des
Bescheides vom 29.6.1999 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
15.12.1999 verurteilt, Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit fÃ¼r die Zeit vom
1.5.1999 bis 30.4.2002 zu gewÃ¤hren. Im Ã¼brigen hat es die Klage abgewiesen. In
den EntscheidungsgrÃ¼nden hat das SG ausgefÃ¼hrt, zwar seien die
SachverstÃ¤ndigen Dr. S. und Dr. G. zur EinschÃ¤tzung gelangt, kÃ¶rperlich leichte
TÃ¤tigkeiten seien bei Beachtung gewisser qualitativer EinschrÃ¤nkungen noch in
einem vollschichtigen Umfang zumutbar. Auf Grund der Auskunft des
sachverstÃ¤ndigen Zeugen Prof. Dr. M. kÃ¶nne jedoch nach Auffassung der
Kammer nicht mehr von einem vollschichtigen LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r irgend
eine BerufstÃ¤tigkeit ausgegangen werden. Der nervenÃ¤rztliche SachverstÃ¤ndige
Dr. G. habe die beim KlÃ¤ger im Vordergrund des Beschwerdebildes stehenden
Schmerzen nicht in ausreichendem Umfang gewÃ¼rdigt. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne damit
nur noch kÃ¶rperlich leichte Arbeiten mit zusÃ¤tzlichen qualitativen
EinschrÃ¤nkungen halbschichtig verrichten. Auf Grund des nur noch fÃ¼r eine
TeilzeitbeschÃ¤ftigung bestehenden LeistungsvermÃ¶gens sei unter
BerÃ¼cksichtigung der Verschlossenheit des Teilzeitarbeitsmarktes vom Vorliegen
von ErwerbsunfÃ¤higkeit auszugehen. Es sei damit eine Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit auf Zeit zu gewÃ¤hren, die nicht vor Beginn des siebten
Kalendermonats nach dem Eintritt der Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit geleistet
werde und die auf lÃ¤ngstens drei Jahren nach Rentenbeginn zu befristen sei.
Danach sei die Rente fÃ¼r die Zeit ab 1.5.1999 bis zum 30.4.2002 zu gewÃ¤hren.
Die Rente beginne hier mit der Antragstellung im Mai 1999, weil die Rente bis zum
Ende des dritten Kalendermonats nach Ablauf des Monats beantragt worden sei, in
dem die Anspruchsvoraussetzungen erfÃ¼llt seien. Der KlÃ¤ger sei nÃ¤mlich seit
Januar 1998 wegen massiver Verschlechterung der HalswirbelsÃ¤ulenerkrankungen
erwerbsunfÃ¤hig.

Gegen dieses am 13.2.2002 zugestellte Urteil hat die Beklagte am 19.2.2002
Berufung eingelegt. Der Leistungsbeurteilung durch Prof. Dr. M. kÃ¶nne sie sich
nicht anschlieÃ�en, zumal diesem lediglich das Gutachten des Dr. G. vorgelegen
habe, nicht aber die anderen medizinischen Unterlagen. Das SG sei auch auf die
sozialmedizinische Stellungnahme des Dr. S. Ã¼berhaupt nicht eingegangen. Die
Beklagte legt eine weitere sozialmedizinische Stellungnahme von Dr. S. vom
25.3.2002 vor.

Nachdem der KlÃ¤ger im November 2002 mitgeteilt hat, sein gesundheitlicher
Zustand habe sich erheblich verschlechtert, hat der Senat vom behandelnden Arzt
Dr. B. die sachverstÃ¤ndige Zeugenaussage vom 8.1.2003 eingeholt. Es liege jetzt
eine radiologisch deutliche Verschlechterungen des LendenwirbelsÃ¤ulenbefunds
und eine HÃ¤ufungen der lumbalen Beschwerdesymptomatik vor. Nachdem Dr. S. in
seiner sozialmedizinischen Stellungnahme vom 6.3.2003 eine wesentliche
Verschlechterung der Situation des KlÃ¤gers nicht hat erkennen kÃ¶nnen und
nachdem der KlÃ¤ger bei seiner Ã�berzeugung geblieben ist, er sei
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erwerbsunfÃ¤hig, hat der Senat ein weiteres nervenÃ¤rztliches
SachverstÃ¤ndigengutachten von Dr. B. vom 24.11.2003 eingeholt. Dieser hat
Restbeschwerden nach HWS-Operationen und leichte LÃ¤hmungserscheinungen
ohne cervical-radiculÃ¤re Reizsymptomatik diagnostiziert, ferner eine
pseudoradiculÃ¤res lumbales Beschwerdebild ohne Hinweise auf lumbale
Nervenwurzelreizerscheinungen mit Ausschluss einer Polyneuropathie. Der KlÃ¤ger
kÃ¶nne damit noch leichte TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
vollschichtig verrichten. Zu vermeiden seien abrupte Drehbewegungen des Kopfes
etwa beim Fahren oder beim Bedienen von Maschinen. Zu vermeiden seien Heben
und Tragen von Lasten und einseitige bzw. anhaltende KÃ¶rperverwindungen,
ferner TÃ¤tigkeiten mit gesteigertem Luftzug sowie stÃ¤rker wechselnden
Temperaturen. Dieses LeistungsvermÃ¶gen bestehe seit der Rentenantragstellung.
Er stimme insoweit mit dem neurologischen Vorgutachten von Dr. G. Ã¼berein. Die
von Prof. Dr. M. angegebene BeweglichkeitseinschrÃ¤nkung der HalswirbelsÃ¤ule
sei in den neurologischen Gutachten entsprechend erwÃ¤hnt, er kÃ¶nne prinzipiell
keine Verschlimmerung feststellen. GegenÃ¼ber dem Gutachten von Dr. G. bestehe
heute eine leichte Besserung.

Die Beklagte, die in einem gesonderten Verwaltungsverfahren den
WeitergewÃ¤hrungsantrag des KlÃ¤gers vom Januar 2002 nach erfolglos
verlaufenen Vergleichsverhandlungen im vorliegenden Verfahren durch Bescheid
vom 9.12.2005 abgelehnt hat, stellt den Antrag,

das Urteil des Sozialgerichts Freiburg vom 13. Dezember 2001 abzuÃ¤ndern und die
Klage in vollem Umfang abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend und das von Dr. B. erstattete
SachverstÃ¤ndigengutachten fÃ¼r nicht sachgerecht.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die beigezogenen Verwaltungsakten der Beklagten und auf die
Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung der Beklagten ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet. Das SG hat die Beklagte
zu Unrecht verurteilt, Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit auf Zeit zu gewÃ¤hren.

Das SG hat die hier anzuwendenden Rechtsvorschriften im angefochtenen Urteil
zutreffend zitiert. Der Senat nimmt hierauf Bezug.

Der Senat vermochte sich allerdings nicht davon zu Ã¼berzeugen, dass der KlÃ¤ger
in der Zeit vom 1.5.1999 bis 30.4.2002 erwerbsunfÃ¤hig war. Die vom Senat
durchgefÃ¼hrte Beweiserhebung, insbesondere das SachverstÃ¤ndigengutachten
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von Dr. B. vom 24.11.2003 bestÃ¤tigt vielmehr, dass beim KlÃ¤ger vom Zeitpunkt
der Antragstellung jedenfalls bis zum Ablauf der zugesprochenen Zeitrente ein
vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen bestand. Dabei ist, worauf der Senat in seiner
VerfÃ¼gung vom 27.4.2004 hingewiesen hat, weil lediglich eine Berufung der
Beklagten vorliegt, eine seit 2002 eventuell eingetretene Verschlechterung des
LeistungsvermÃ¶gens des KlÃ¤gers nicht Gegenstand des Berufungsverfahrens.

Die gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen Dr. S. und Dr. G. im erstinstanzlichen
Verfahren und Dr. B. im Berufungsverfahren kommen unabhÃ¤ngig voneinander auf
Grund eigener Untersuchung des KlÃ¤gers zu der EinschÃ¤tzung, er kÃ¶nne noch
leichte kÃ¶rperliche Arbeiten vollschichtig verrichten, wenn auch mit gewissen
qualitativen EinschrÃ¤nkungen. Der EinschÃ¤tzung durch den sachverstÃ¤ndigen
Zeugen Prof. Dr. M., wonach der KlÃ¤ger nur noch halbschichtig tÃ¤tig sein kann,
und die das SG seiner Entscheidung zu Grunde gelegt hat, vermag der Senat
dagegen nicht zu folgen. Bereits Dr. S. in seiner sozialmedizinischen Stellungnahme
vom 23.11.2001 hat nach sorgfÃ¤ltigem Vergleich der erhobenen Befunde
hervorgehoben, dass eine Verschlechterung gegenÃ¼ber der von Dr. G. erhobenen
Befundsituation nicht eingetreten ist. Wenn zudem, worauf Dr. S. ebenfalls hinweist,
bedacht wird, dass Prof. Dr. M. lediglich das Gutachten von Dr. G. vorlag, er also
nicht Ã¼ber eine vollstÃ¤ndige medizinische Vorgeschichte verfÃ¼gte, wird
deutlich, dass der sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage kein ausreichender
Beweiswert zugesprochen werden kann, um darauf eine RentengewÃ¤hrung zu
stÃ¼tzen. Dass die von Prof. Dr. M. in den Vordergrund gerÃ¼ckte
Schmerzsituation des KlÃ¤gers etwa von Dr. G. nicht berÃ¼cksichtigt worden
wÃ¤re, vermag der Senat nicht zu erkennen. SchlieÃ�lich hat auch der vom Senat
gehÃ¶rte SachverstÃ¤ndige Dr. B. unter sorgfÃ¤ltiger AbwÃ¤gung der bisherigen
Beweisergebnisse und auf Grund nochmaliger eigener Untersuchung des KlÃ¤gers
festgestellt, dass beim KlÃ¤ger nach wie vor noch ein vollschichtiges
LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte kÃ¶rperliche Arbeiten besteht. Dabei weist Dr. B.
ebenfalls wie zuvor schon Dr. S. zutreffend darauf hin, dass Prof. Dr. M. in seiner
sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage zwar ein nur halbschichtiges
LeistungsvermÃ¶gen, nach den qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen (z.B.
Heben und Tragen von Lasten bis maximal 15 kg) jedoch ein solches fÃ¼r
mittelschwere kÃ¶rperliche Arbeiten konstatiert. Auch fÃ¼r den Senat ist
einleuchtend, dass, wenn dem KlÃ¤ger noch mittelschwere Arbeiten halbschichtig
mÃ¶glich sein sollen, damit nicht begrÃ¼ndet werden kann, warum er nicht leichte
Arbeiten vollschichtig verrichten kann. Insgesamt geht der Senat in
Ã�bereinstimmung mit dem gehÃ¶rten gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen davon aus,
dass beim KlÃ¤ger seit Antragstellung mindestens bis zum Ablauf der
zugesprochenen Zeitrente, also bis April 2002, ein vollschichtiges
LeistungsvermÃ¶gen bestand.

Die zusÃ¤tzlichen qualitativen EinschrÃ¤nkungen des LeistungsvermÃ¶gens des
KlÃ¤gers sind auch weder besonders zahlreich noch besonders schwerwiegend.
Insbesondere wird den meisten dieser EinschrÃ¤nkungen bereits dadurch Rechnung
getragen, dass nur noch kÃ¶rperlich leichte Arbeit in beheizten geschlossenen
RÃ¤umen zugemutet wird. Es sind auch keine betriebsunÃ¼blichen
Arbeitsbedingungen erforderlich. Der KlÃ¤ger ist auch wegefÃ¤hig. Damit ist nach
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alledem festzustellen, dass der KlÃ¤ger in dem im Berufungsverfahren streitigen
Zeitraum nicht erwerbsunfÃ¤hig war.

Er war auch nicht berufsunfÃ¤hig. Von seinem erlernten Beruf als Tankwart hat sich
der KlÃ¤ger schon durch seine langjÃ¤hrige TÃ¤tigkeit als Fahrer gelÃ¶st, erst recht
durch seine ab 1989 langjÃ¤hrige ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als MaschinenfÃ¼hrer,
bei der es sich nach Auskunft des Arbeitgebers und eine ungelernte TÃ¤tigkeit
gehandelt hat. Der KlÃ¤ger ist also breit verweisbar. Auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt sind noch ausreichend ArbeitsmÃ¶glichkeiten vorhanden, ein
konkreter Arbeitsplatz ist dem KlÃ¤ger nicht zu benennen.

Nach alledem hat die Berufung der Beklagten Erfolg. Das angefochtene Urteil ist
abzuÃ¤ndern und die Klage in vollem Umfang abzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 06.07.2006

Zuletzt verändert am: 21.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               6 / 6

https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
http://www.tcpdf.org

